
Bundessozialgericht I m N a m e n d e 3 V & l‘k
e s

Az.: 42 RK 24/72 '
. — ‘

.H_———___———v——

U r t e-i'l.

in dem Rechtsstreit

.,%gg®ätellt am ' * V'_.„„„„„. „„„„„„ . ......
>.

. .°o e t, '} ' 'p '975
- .

Kläger und Revisionsbeklagtcr,
„_Prozeßbevollmächtigte:

„. ......
.„.1..°....‚.Q;Ä.l

g e g e n..

Beklagte,

'ÜB_e_is_e_lsésrs=
1)oeooovoc

ooooo ounooouuooonolooooooouooonaouo'c'

‘_und Revisionsklägerin‚

2)

G..... cccccccc nenuoocooooooefoooßooooo.oocuu

und Revisionsklägerin‚

5) ovo_‘o>ooo.o-’cJicoq°co-ooig.oeooooooooo.°=°O°OOOO

Der 12‚ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 22° AuguSt 1975 durch
den Vorsitzenden Richter Dr„ H a u g 9 die_ '

"Richter Dr° F r i e d e r i c h s und i
_" B u r g e r und die ehrenamtlichen Richter '

R ü b s t e c k und S c h ö n f e l d

für Recht erkannt:
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Auf die ReviSienen der Beiéeladénen
zu 1) -

Bundesvér— 1
‚sicherungsanstalt für Angestellte — und der Beigelae;

denen zu 2) —Bundesanstalt für Arbeit —wird das _l
Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein — Westfalen

vom 4 September 1972 aufgehoben und die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Düsseldorf 31

'vom 8 Februar 1972 zurückgewiesen„

Außergerichtliche
Kasten des Berufungs— und Revisionsei1V

verfahrens sind nicht zu erstatten"
‘

' "
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G r ü n d e i——————n—„o———„

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger als Ge— _.

schäftsführer einer GmbH — Beigeladene zu 5 — der Ver—.
‚sicherungspflicht in der Angestelltenversicherung und
der Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung

unterliegt.

Gegenstand der 1969 gegründeten Gesellschaft ist die BeÄ"

wirtschaftung und Verwaltung von Grundstücken sowie die‘*°

‘Verwaltung von Raumeigentumseinheitén° Zum alleinvere.

tretungsberechtigten Geschäft3führer der Gesellschaft ist‘“

der Kläger bestellt° Nach dem mit ihm auf unbestimmte Ü

Zeit am 2‚ Februar 1970 geschlossenen "DienStvertrag"

begann das Dienstverhältnis am 1 April 1970; der Kläger

darf ohne Zustimmung der Gesellschaft keine gleichen
„

oder ähnlichen Aufgaben für eine konkurrierende Firma-
übernehmen. Er erhält ein Jahresgehalt, zahlbar in zwölf_"“

Monatsraten und ein Weihnachtsgeld; er wird auch an einerl

‘Pensionsvorsorge beteiligt Das Vertragsverhältnis kann "

von beiden Seiten mit einer Frist von sechs Monaten zum
)50. Juni oder 31 Dezember eines Jahres gekündigt erdeno"

Im übrigen sollen die Bestimmungen des Bürgerlichen Ge—‘
setzbuches (BGB) und des Handelsgesetzbuches (HGB) für

den Dienstvertrag und die Stellung des Klägers als Ge—
schäftsführer ggelten‚ ' ‘

‚Der Kläger
stellte

für die Gesellschaft eine Gesch fts—‘w

ordnung, einen Organisation3plan und Arbeitsplatzbeschreii

bungen auf“ In der Gesellschaft sind nach den Feststel— "

lungen des Landessozialgerichts (LSG) neunzehn Arbeit—
nehmer.beschäftigt, davon acht Büroangestellte„ Nach
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‚demOrganisations30hema obliegt demKläger die Leitung j‚
.der allgemeinen Verwaltung der-Gesellschaft, dem Mitge—
schäftsführer B:;xgx die Leitung des zentralen Rechnungs—

wesens° In der Arbeitsplatzbeschreibung des Klägers ist
au$geführt, daß er der Gesellschafterversammlung im Rah—

men des GmbH—Gesetzes und des Gesellschaftsvertrages lvl.

unterstellt ist und daß ihm alle anderen Mitarbeiter der

Firma unterstehen„ Seine Aufgaben sind im einzelnen wie

folgt umschrieben: Allgemeine Leitung der Firma, fach—

lich zuständig für die Abteilung 4 — Allgemeine Verwal—‚

tung, Vorsitz in den_Eigentümer—Versammlungeh, Personal?

Entscheidungen, Rationalisierung und Organisation. Zu
_seinem Vertreter ist der Leiter des zentralen RechnungS—A

wesensbestimmt‚ den er seinerseits zu vertreten hat°
' _}Außerdem ist dem Kläger gegenüber dem Leiter des zentraeagv

len Rechnungswesens, der Ci:;eEx1 KG (Haupteigentümerin %:

der Gesellschaft) und den Vorsitzenden der Verwaltungs—_.

beiräte eine Informations— und Koordinationspflicht auf—
erlegt

Nachdemdie Gesellschaft denKläger—beider Beklagten-""
zur Rentenver3icherung der Angestellten und zur Arbeits—

„
losenversicherung gemeldet hatte, machte der Kläger gel—

_iltend, daß er nicht versicherungspflichtig Sei, weil er
„„hinsichtlich der Gestaltung und Ausführung seiner Arbeit

sowie der Regelung seiner Arbeitszeit keinen Beschrä■-‚
;‘

kungen und als alleinvertretungsberechtigter Geschäfts—

führer auch keinen Weisungen unterliege° Die Beklagte

stellte die Versicherungspflicht des Klägers mit der
_Begründung fest, der Kläger nehme funktionsgerecht die—
_

nend am Arbeitsprozeß des Unternehmens teil erhalte '

für seine Tätigkeit eine Vergütung und verfüge nicht
über Kapitalanteile der Gesellschaft (Bescheid vom '

_'5__'
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-'5_

15. Mai 1970; Widerspruchsbescheid vom 50° Juli 1970).

Die Klage blieb erfolglos (Urteil des Sozialgerichts —SGlää

Düsseldorf vom 8° Februar 1972), Auf die Berufung des ' '

Klägers stellte das LSG fest, daß der Kläger als Ge—
_

schäftsführer der Beigeladenen zu 5) nicht der Versicheé

rungspflicht zur Rentenversicherung der Angestellten und

zur Arbeitslosenversicherung unterliegt° Das LSG sidtzté"

seine Entscheidung primär auf die vom Kläger im Berufungs—

verfahren vorgelegte Erklärung des Alleingesellschefters

der Cg:;;B■z KG Dr° Schn;;;;gs wonach eine Betreuung des

Klägers mit der alleinigen? selbständigen und weisungs—

ungebundenen Gesamtleitung der Gesellschaft, ihres Auf—_

baus und ihrer Weiterentwicklung gewollt sei° Der Kläger

solle hinsichtlich der Arbeitszeit, des Arbeitsortes '

.
und seiner Aktivitäten nicht festgelegt sein und seine.

Tätigkeit "völlig frei" gestalten können° Zwar stehe

dem die Regelung des Gesellschaftsvertrages entgegen,
wonach die Gesellschafterversammlung den Geschäftsführern

im Innenverhältnis "allgemein und für den Einzelfall ‚"

Weisungen erteilen" könne‚ Der Kläger habe jedoch überff

zeugend und in Übereinstimmung mit der Erklärung des “.

Dr. Schaa■:■q vorgetragen, daß solche Weisungen tatsächéß°

lich nicht erteilt würden„ Diese tatsächliche Gestaltung

sei letztlich entscheidend. Die für die Versicherungs—“lt

pflicht erforderliche Abhängigkeit könne hier auch nicht

mit dem (in BSG 16, 289‚ 294 geprägten) Begriff der ”“

"funktionsgerechten, dienenden Teilhabe am Arbeit8prozeß"

begründet werden° Hierfür wäre nach der Entscheidung des

Bundessozialgerichts (BSG) vom 15° Dezember 1971 (Azo: 5 KK
67/68) erforderlich, daß die Dienstleistung des Klägers

“in der von anderer Seite vorgegebenen".0rdnung des Be-

triebes aufgehe° Als Ordnung in diesem Sinne sei aber '

'.6-
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9nicht der Rahmen zu verstehen, der durch den Zweck der:. ‘

Gesellschaft und durch gesetzliche Bestimmungen (hier j
insbesondere des GmbH—Gesetzes und des Wohnungseigen—'3

tumsgesetzes) abgesteckt werde; Hierfür kämevielmehr :}

nur das betriebliche Organisati0nsschema in Betrachtoijg7g

Dieses sei aber nicht “von anderer Seite“, sondern vom_'9fn

Kläger selbst aufgestellt worden mit der Befugnis der}iv>v

jederzeitigen Änderung° Der Kläger sei mithin nicht in
>_die Betriebsorganisation eingegliedert‚ er bestimme sie

vielmehr Seine Stellung sei insoweit der des "Unter—

nehmers" weitgehend angenähert (Urteil vom 4 September

1972)_

Die Beigeladéne Zu 1) —Bundesversicherungsanstalt für‘

Angestellte - und die Beigeladene zu 2) —Bundesanstalt
‚„

-für Arbeit — haben die vom LSG zugelassene Revision ein-“

gelegt‚_Sie_rügen eine Verletzung des materiellen Rechtle

quie Revisionskläger beantragen‚ das angefochtene Urteil
‘aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen das Urteil

'des SG Düsseldorf vom 8 Februar 1972 zuruckzuwe13en.„iqvg

_Die Beklagte hat sich der Antragstellung und den Aus-199

führungen der Revisionskläger angeschlossen° U

Der Kläger beantragt, die Revisionen zurückzuwei3en‚ig_

Die Beigeladene zu 5) ist im Revisionsverfahren nicht-:
_

durch einen beim BSG zugelassenen Prozeßbevollmächtigtenx

‚(5.166 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes LSGG—)vertreten.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mundliche

Verhandlung (@ 424 Abs„ 2 SGG) einverstanden°
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_ 7 _

II

Die durch Zulassung statthaften Revisionen der Beigela—-f‘:

denen zu 1) und 2) sind begründet°

Die von der Beklagten im angefochtenen Bescheid festge—'j”’

stellte Versicherungspflicht in der Rentenversicherung .?

der Angestellten und Beitragspflicht in der Arbeitslosen?

versicherung hängt davon ab, ob der Kläger seit 4. April

4970 bei der Beigeladenen zu 5) (Gesellschaft) als inge—M

stellter in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis___'V

steht (55 2 Abs; 4 Nr„ 4, ; Abs° 4 Nr° 4 des Angestelltenä"'
Versicherungsgesetzes —AVG—‚@@468 Abs° 4, 469 N;»°4 "“
Satz 2 des Arbeitsförderungsgesetzes —AFG—)°Dies istvn

vom LSG zu Unrecht verneint worden° "
‘

Nach den von den Revisionen nicht angefochtenen und daherv

'für das Revisionsgericht gemäß 5 165 SGGbindenden Festen
stellungen des LSG ist davon auszugehen, daß der Kl?*'.gergäfi€

seine Tätigkeit für die Gesellschaft frei von inhalt—

lichen Weisungen ausübt° Er unterliegt danach keinen
_Beschränkungen, soweit es sich um die Gestaltung und die

zeitliche Durchführung seiner Arbeit handelt° Zwar hat

der 3° Senat des BSGin seiner Entscheidung vom 435 Dezem-

ber 4960 (BSG45, 496, 498‚ 200 = SozRNr„ 5 zu 5 4 AVG)
die gesellschaftsrechtliche Organstellung des Geschäft3e

führers einer GmbH(vgl" 55 6, 55 GmbH—Gesetz—GmbHG—)

' und die damit verbundenen Arbeitgeberfunktionen für die“v'l

Annahme einer selbständigen versicherungsfreien Tätig— '

keit nicht als ausreichend angesehen° Andererseits ist
__in dieser Entscheidung aber die abhängige Beschäftigung "

des Geschäftsführers einer GmbH, der gleichzeitig Hitge—Ü

sellschafter war, tr0tz seiner gesellschaftsrechtlichen_

Bindung an den —in Beschlüssen konkretisierten —
.„

_ 81—
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Willeh'dér Gésellschaftermehrheit allein deshalb verneint

.
werden, weil der Geschäftsführer in bezug auf die Aus—.

führung seiner Arbeit keinen Weisungen des Dienstberech—

tigten unterworfen war (ebenso im Ergebnis Urteil des
‚5° Senats vom 45.12.197■ in SozR Nr‚ 68 zu 5 165 der __„s„i

ReiChsversicherungsordnung “EVO—)»Ganz abgesehen davon5r;
daß der 2 Senat des BSG im Urteil vom 50 März 4962

_ __(BSG 17, 16, 20 = SozR Nr 27 zu 5 557 EVO) bei im we—ll
»

sentlichen gleichen Sachverhalt für den Bereich der Un—l"q

fallversicherung zum gegenteiligen Ergebnis gekommen ist,

ist der erkennende Senat an die — für die Rechtsauffassung

des LSG Sprechenden — Entscheidungen des 5„ Senats schon” ‘
deswegen nicht gebunden, weil ihnen ein abweichender}

Sachverhalt zugrunde liegt° Der Kläger ist nämlich nichtfrl

‘gleichzeitig Gesellschafter der GmbH° Wenngleich in den__?‘

beiden vom 5 Senat entschiedenen Fällen_ die Kapitalbe—_

teiligun8 den Gesellschafter- Geschäftsführern keinen be—din ' VJ
herrschenden Einfluß auf die GmbH ermöglicht hat — andern—

falls wäre ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis nach

der ständigen Rechtsprechung des BSG ohnehin zu verneinen

‚gewesen (vgl. BSG45, 196, 199; 17, 45, 21 und SozRNr„5o
zu 5 559 RVG) -, haben die Geschäftsführer dort als Mit—_;

9gesellschaf-ter der GmbH doch ein Unternehmerrisiko getra—h

=gén, welches im Falle des Klägers fehlt Sein im Anstel—_h

lungsvertrag als monatlich auszahlbares Gehalt festgeleg—"
tes Einkommen'ist von der unmittelbaren Ertragslage der

GmbHunabhängig° Zwar kann das Gehalt des Klägers nach

Ziff; 3„5 i„V‚mq Ziff° 5„6 des Anstelluhgsvertrags wei—
ter steigen und andererseits muß der Kläger im Falle der"

in Ziff„ 5°2 des Vertrags geregelten Kündigung auch mit
—einer Einkommenseinbuße rechnen° Insoweit unterscheidet

sich indes seine Lage'nicht von der eines anderen Arbeit:

nehmers° Er hat - ebenso wie dieser — ausschließlich
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seine Arbeitskraft für die Gesellschaft zu verwenden‚
.‚ohne an deren Gewinn oder Verlust beteiligt zu sein° Dierk"

Arbeitsleistung des Klägers ist demnach fremdbestimmt,il”

Das Fehlen eines eigenen wirtschaftlichen Risikos und
_die Zahlung laufender Bezüge Sprechen aber —

unabh?ngigiz'

von sonstigen Kriterien
—in der Regel bereits für einei‘

persönliche Abhängigkeit, die nach der Rechtsprechung ’“

des BSG wesentliches Merkmal eines versicherung3pflichti—

gen Beschäftigungsverhältnisses ist (vgl BSG in DlngV
4974‚ 444 und Urteil des erkennenden Senats vom 4°; 1972

in DAngV 4972, 244 mit weiteren Nachweisen) "'

Bs
würde auch der bisherigen Rechtsprechung des erkenneh—”

den Senats widersprechen, wenn man — wie dies davaSG

getan hat — allein aus der weisungsfreien Ausführung—

eiher fremdbestimmten Arbeit, eine selbständige, vera—H

sicherungsfreie Tätigkeit herleiten wollte° Zwar ist
>

im Fall einer Bindung des Dienstnehmers an
Einzelwei.sungen'

des Dienstgebérs in bezug auf die Ausführung der Arbeit
_regelmäßig eine die Versicherungs— bzw„ Beitragspflichtbfsä

auSlösende abhängige Beschäftigung anzunehmen (vgl° BSG‘”

in SozRNr„ 27 zu 5 465RVOundUrteil vom475Ag75
—42 RK 9/72)° Dem Umkehrschluß, daß bei Fehlen derartiger
Weisungen immer eine selbständige, versiéherungsfreie V2'

Tätigkeit zu bejahen sei, kann indes in dieser Allgemein—

heit nicht zugestimmt werden„ Die gegenteilige Ansicht
_des LSG übersieht, daß es Arbeitsverhältnisse gibt„ bei

denen der Arbeitgeber keinen Einfluß auf die sachliche ‚?

Ausführung der Tätigkeit des Arbeitnehmers hat„ Gerade ;f

bei Diensten höherer Art (v'gl° 5'622 BGB) folgt.oft
bereit3'aus der Arbeitsleistung selbst die weitgehende
Unabhängigkeit der Arbeitnehmer von direkten Weisungen
(Vgl° hierzu BSG in SozR Nr° 55 zu 5 465 RVO)„ Der

.; 40 —
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erkennende Senat hat daher im Urteil tom 27; September
:_4972 (SozR Nr° 7 zu 5 2 AVG) entschieden, daß das nach! 5

der Rechtsprechung des BSGfür ein abhängiges.ßeschäfti—'
gungsverhältnis charakteristische Merkmal der perSönli'.ffi

Chen.Abhänßißkeitdes Be30häftigten gegenübereinemAr; '
beitseber in Grenzfällen auchallein durch die Einglie-Pfi
derung in einen Betrieb gekennzeichnet sein kann° An'j‘
diese Stelle der WeisungSgebundenheit tritt dann die

„; “_funktidnsgerechte, dienende Teilhabe amArbeitsprozeß cjh°
(BSG 465 289, 294)‚ » ._ ‚„ _‚z ‚_ :„f .„.

Eine SOlcheEingliederung des Klägers in den Betrieb der_?T

Gesellschaft liegt hier aber entgegen der Rechtsauffasr.u■l

.?ung des LSGvor‚ Sie zeigt sich schondarin, daßder f”j'
Kläger_aisGeschäftsführerder GmbHdie Beschlüsseder 1""
Gesellschafter auszuführen hat und dabei auch nur im

Rahmen der Gesellschafterbeschlüsse handeln darf (ime.

Ergebnis ebenso BSG 17, 46‚ 20)° Insoweit obliegt den
E _Gesellschaftern nach 5 46 Nr° 6 GmbHGauch die Prüfung-cl}

und Überwachung der Geschäftsführung durch den Kläger„]:„”

Diese gesetzliche Vorschrift enthält zwar dispositives
_:

Recht und kann daher durch den Gesellschaftsvertrag gefi'?

ändert und auch eingeschränkt werden (vgl‚ Schmidt inlixx"
Hachenburg, GmbHG, 6° Aufl., Anm° 2 zu 5 46; Baumbach/ir‘ff

Hueck, GmbHG,12‚ Aufl., Anm° 4 A zu % 46)° Dies ist

hier aber —wie aus 5 5 des Gesellschaftsvertrags er—V
‘hellt 5 nicht geschehen» Die Gesellschafter können dem“'ff

Geschäftsführer zwar große Freiheiten lassen, doch dür— ';

fen sie ihn nicht ganz von der Überwachung befreien, h'_„

zumal sie andernfalls gegenüber den Gesellschaftsgläu-Ü'_f‚j3C

bigerh womöglich schadensersatzpflichtig werden (so '}

ausdrücklich und übereinstimmend Schmidt in Hachenburg ‘

>aaO Anm‚ 52 &, Baumbach/Hueck aaO Anm‚ 8 jeweils mit‚

b- -_44 ;
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weiteren Nachweisen) Die Feststellung des LSG die Ge—

sellschafterversammlung habe von ihrer in 5 5 Abs° } des
Ge3ellschaftsvertrags festgelegten Befugnis‚ dem Kläger
allgemein oder für den Einzelfall Weisungen zu erteilen,

bisher keinen Gebrauch gemacht, schließt somit die Prüfung

und Überwachung der Geschäftsführung des Klägers im Sinne

von 5 46 Nr° 6 GmbHGnicht aus° Überdies trägt auch die
‘für den Kläger aufgestellte Arbeitsplatzbeschreibung der'

genannten gesetzlichen Regelung Rechnung„ In ihr ist ua
bestimmt, daß der Kläger der Gesellschafterversemmlung"lm

im Rahmen des GmbHG und des Gesellschaftsvertrages unter—

stellt ist und er außerdem gegenüber dem Leiter der ib—

teilung 2 (Geschäftsführer B..------------------_, der Cü:;ritl KG
„(Hauptgesellschafter) sowie den

Vbrsitzenden
der Verwal—'„_

tungsbeiräte eine Informations—und Kodrdinatiohspflicht-

hat Diese Regelungen und die außerdem aus dem organisa—aj

tionsplan der Gesellschaft ersichtliche Aufgabenteilung ;‘
‚zwischen dem Kläger ("Allgemeine Verwaltung") und dem _-

weiteren allein vertretungsberechtigten Geschäftsführer
_

BLSLJS ("Zentrales Rechnungswesen") bestätigen die orga— f

nisatorische Eingliederung des Klägers in den Betrieb “'

der Gesellschaft° Schließlich spricht dafür auch, daß
der Kläger nach dem Inhalt des "Dienstvertrages" _Vvom

__
2 Februar 4970 von der Fi1ma als Angestellter behandelt

b

wird (ebenso BSG 47, 16, 20)° Danach hat der Kläger seine

ganze Arbeitskraft für die Gesellschaft, an der er selbst
nicht beteiligt ist, einzusetzen (vgl„ Ziff° 2„4„ 2c2 _B

des Vertrags) und erhält hierfür ein in monatlichen Teil—'
beträgen auszahlbares Jahresgehalt, ein Weihnachtsgeld und

einen Jahresurlaub von vier Wochen (Ziff° 5„5, 4°4 deSvf_j

Vertrags)° Außerdem ist er an der von der C3133B321KG
_q

getroffenen Pensionsvorsorge für die Geschäftsführer be— 1

teiligt (Ziff° 4„2 des V■ertrags)° Zutreffenä weisen die
V

-42_
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Revisiönsführer darauf hin, daß diese vertraglichen Be— g„„

stimmungen sowie die Kündigungsvereinbarung (Ziff‚ 5;2>

des Vertrags) bei Selbständigen nicht üblich sind° Ver?

tragliche Regelungen mit einem derartigen Inhalt sind "'
‘vielmehr weitgehend von demBedürfnis des Arbeitnehmérslfgj

nach sozialem Schutz durch den Arbeitgeber geprägt,
g

Die vom LSGdemgegenüber erhobenen Bedenken gegen die j- "

funktionsgerechte Eingliederung des Klägers in die beenl‘r
triebliChe Ordnung der Gesellschaft greifen_nicht durch‚'i'

Das LSGgibt für seine Ansicht, als Ordnung des Betriebsih”

in welcher die Dienstleistung des Klägers aufgehen müsse‚

käme nicht die.durch den Zweck der Gesellschaft und durchll

das GmbHGvorgegebene Ordnung in Betracht, keine Begrün-.l_

dung° Die.Ausführungen des LSG sind insoweit auch nicht
_

frei von Widerspruch, Das LSG sieht nämlich das "betrieb—
liche OrganisationsSchemä", obwohl dieses —wie aufge2eigt—

im wesentlichen nur der gesetzlichen Regelung des GmbHG
}entspricht, an sich zur Eingliederung des Klägers in dieii

Ordnung der Gesellschaft als geeignet an° Im vorliegenden

Fall will das LSG dies nur deshalb nicht gelten lassen,
.weil der Kläger den Organisationsplan der Gesellschaft

yselbst aufgestellt hat° Der Hinweis des LSG auf die Enté—"

scheidung des BSG vom 15„ Dezember 4971 (SozR Nr° 68 zu i

5 465 RVG); wonach bei einem abhängigen Beschäftigungs-._ll

verhältnis die Dienstleistung "in der von anderer Seite"}h

vorgegebenen Ordnung des Betriebs aufgehen müsse, geht

schon deswegen fehl, weil nach den dortigen Feststellungen
'der Geschäftsführer gleichzeitig Mitgesellschafter der "D

GmbH gewesen ist und auch tatsächlich als "Mitinhaber“„iil

des unter_seinem Namen,wennauch in der besonderen :- {"
Rechtsform einer GmbH geführten Unternehmens tätig geworden

ist, Die Einordnung des Gesellschafter—Geschäftsführers
_ist in jener Entscheidung demzufolge im Hinblick auf die ;D

"uhternehmerische Unabhängigkeit" verneint worden° Eine "
*i „4
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“solche fehlt indes im vorliegenden Fall° Der Kläger war. t“

vielmehr aufgrund des ihm durch den Anstellungsvertrag "?

auferlegten Aufgabenkreises auch zur Aufstellung des Orf'fß

8anisationsplanes verpflichtet (Vgl° Ziff° 2„1 des Ver—ff "
traLges)° Diese Leistung ist ihm daher "von anderer Seité“‚'

nämlich von seinem Vertragspartner, aufgegeben werden„

Mangels Beteiligung des Klägers an der Gesellschaft ist 4'

sie für den Kläger wie jede andere Dienstleistung,_äie er
für die Gesellschaft erbringt, fremdbestimmt°

Nach alledem überwiegen
—trotz der Weisungsfreiheit‘beimi

‚Handeln als Geschäftsführer —die Umstände, welche für 1

eine die Versicherungspflicht bzw° Beitragspflicht euslöä

sende abhängige Beschäftigung des Klägers bei der Beige—E

ladenen zu }) (Angestellter in leitender Stellung im Sinne“

von 5 5 Abs° 1 Nr° 4 AVG) Sprechen° '

Die Kostenentscheidung beruht auf € 193 SGG°
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